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Sehr geehrter Herr Präsident,

als Anlage übersende ich die Antwort der Bundesregierung auf die oben genannte

Kleine Anfrage.
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Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, 

6HYLP�'D÷GHOHQ�XQG�GHU�)UDNWLRQ�',(�/,1.(.,  

Bundestagsdrucksache Nr. 16/4521 vom 02.03.2007 

 
Probleme bei der Erteilung von Einreise- und Besuchserlaubnissen (Visa)  
 
 

 
 
Vorbemerkung der Fragesteller:  
 
Der Evaluierungsbericht des Bundesinnenministeriums zum Zuwanderungsgesetz beur-

teilt die Visaerteilungspraxis lediglich in Hinblick auf die Vereitelung von „Missbrauch“ 

und unter Sicherheitsaspekten. Einschränkungen der Reise- und Besuchsfreiheit und 

des Rechts auf Familienzusammenführung werden hingegen nicht problematisiert. 

Dabei hat der „Verband  binationaler Familien und Partnerschaften e.V.“ (iaf) in seiner 

Stellungnahme zum Praktiker-Erfahrungsaustausch im Rahmen der Evaluation des 

Zuwanderungsgesetzes am 30./31. März 2006 an mehreren Beispielen verdeutlicht, dass 

seit der Untersuchung der „Visaaffäre“ „Besuchervisa von Familienangehörigen aus 

Drittstaaten noch restriktiver als zuvor erteilt“ werden (S. 2 der Stellungnahme, siehe 

auch Anlage I zum Bericht zur Evaluierung des Zuwanderungsgesetzes, 5a. 3). Der 

Verband weist darauf hin, dass etwa 60% der jährlich ca. 16.000 an ihn gerichteten An-

fragen dem Bereich Visaerteilung und Einreise zur Familienzusammenführung / Ehe-

gattennachzug zuzuordnen sind (ebd.) und dass die staatliche Verwaltung in diesem Be-

reich „Rechtsansprüche sowie Grund- und Menschenrechte systematisch“ unterlaufe 

(ebd., 9). Auch der „Sechste Bericht über die Lage der Ausländer/innen in Deutschland“ 

enthält Hinweise auf eine „insgesamt restriktivere Vergabepraxis“, und zwar nicht nur 

in Bezug auf so genannte Risikostaaten (vgl. Bundestagsdrucksache 15/5826, S. 200). 

Die Beantragung und Erteilung vieler Besuchsvisa scheitert bereits daran, dass einla-

dende Personen in Deutschland ein sehr hohes Einkommen für den Beleg ihrer „Boni-

tät“ nachweisen müssen im Zusammenhang der so genannten Verpflichtungsklärung 

(Übernahme aller eventuell entstehenden Kosten, vgl. § 68 Aufenthaltsgesetz).  

Ein auch in Petitionen an den Deutschen Bundestag häufig genannter Grund für die 

Verweigerung eines Visums ist die (angeblich) „fehlende Rückkehrbereitschaft“. Insbe-

sondere sozial schwache Antragsteller/innen aus ärmeren Ländern haben deshalb Prob-

leme, ein Besuchsvisum zu erhalten, selbst wenn eine Einladung und Verpflichtungser-

klärung vorliegt. Alleinstehenden wird häufig zudem eine fehlende „familiäre Bindung“ 

ans Herkunftsland vorgehalten.  
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Zur Verweigerung von Visa kommt es schließlich vermehrt auch wegen (angeblicher) 

„Sicherheitsbedenken“, etwa einer Gefährdung der „freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung“, wobei diese Vorhalte in vielen Fällen nicht nachvollziehbar sind.  

 

 

Wir fragen die Bundesregierung: 

 

 
1. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil nicht erteilter Besuchs- 

bzw. Touristen-Visa, und wie hoch ist dabei der Anteil wegen „fehlender Rückkehr-

bereitschaft“ nicht erteilter Besuchs- bzw. Touristenvisa 

 

a) an der Gesamtzahl der bearbeiteten Visaanträge (bitte nach Jahren seit 1996 auf-

listen),  

 

b) an der Zahl der bearbeiteten Visaanträge in den least developed countries (LDC), 

die nach Anlage 1 der „Gemeinsamen Konsularischen Instruktion“ visumpflich-

tig sind (bitte nach Ländern und Ablehnungsgrund differenzieren und nach Jah-

ren seit 2000 auflisten)?  

 

Antwort zu den Fragen 1a) und b): 

Eine statistische Erfassung von Visumversagungen und Versagungsgründen nach Rei-

sezwecken findet nicht statt. Entsprechende Aussagen sind daher auch in Bezug auf 

bestimmte Herkunftsstaaten nicht möglich. Aus der nachstehenden Tabelle ist die je-

weilige Gesamtzahl der weltweit bearbeiteten und abgelehnten Visumanträge für die 

Jahre 1998 bis 2006 ersichtlich. Für die Jahre 1996 bis 1997 ist keine entsprechende 

Statistik verfügbar.  

 

 bearbeitete Visumanträge davon abgelehnte Visumanträge 
1998 2.927.138 176.227 
1999 2.698.880 155.445 
2000 3.051.054 167.038 
2001 3.232.626 195.575 
2002 3.037.957 218.065 
2003 2.810.096 222.895 
2004 2.869.390 256.768 
2005 2.407.651 244.173 
2006 2.430.790 233.561 
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2. Wie bewertet es die Bundesregierung, dass es in den vergangenen Jahren vermehrt 

zu Problemen bei der Erteilung von Visa zum Zweck des (Familien-) Besuchs wegen 

vermeintlich „fehlender Rückkehrbereitschaft“ gekommen ist (vgl. Bundestags-

drucksache 15/5826, S. 201)?  

 

Gemäß Kapitel V der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion der Schengen-Staaten 

(GKI) ist die so genannte Rückkehrbereitschaft eines Visumantragstellers eine wesent-

liche tatbestandliche Einreise- und Visumerteilungsvoraussetzungen, die im Rahmen 

von § 6 Abs. 1 Nr. 2 Aufenthaltsgesetz in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 Buchst. e des 

Schengener Grenzkodex geprüft wird. Danach ist bei der Antragsbearbeitung als we-

sentlicher Punkt die Bekämpfung der illegalen Einwanderung im Hinblick auf das je-

weilige Herkunftsland zu beachten. Nach dem Wortlaut der GKI haben die Auslands-

vertretungen in alleiniger Verantwortung bei der Prüfung des Visumantrags festzustel-

len, ob der Antragsteller die Absicht hat, in das Hoheitsgebiet der Schengen-Staaten 

mit Hilfe eines zu Touristik-, Studien-, Geschäfts- bzw. zu Familienbesuchszwecken 

ausgestellten Visums einzuwandern und sich dort niederzulassen.  

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, die im Zusammenhang mit der 

Prüfung der Rückkehrbereitschaft in den vergangenen Jahren eine problematische 

Entwicklung erkennen ließen. Eine dahingehende generelle Behauptung ist auch dem 

in Bezug genommenen Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 

Flüchtlinge und Integration nicht zu entnehmen.  

 

a) Sieht die Bundesregierung hier einen Zusammenhang zur Erlasslage des Aus-

wärtigen Amts nach 2004 („Chrobog-Erlass“)?  

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. Im übrigen wird darauf hingewie-

sen, dass die Vielzahl der bislang geltenden Runderlasse des Auswärtigen Amts 

zum Visumverfahren mit dem Ziel der Aktualisierung überarbeitet und in einem 

Visumhandbuch thematisch zusammengefasst worden ist. Mit dessen Einführung 

am 11. November 2006 sind sämtliche bis dahin geltende Runderlasse zur Visum-

vergabe aufgehoben worden.  

 

b) Plant die Bundesregierung eine adäquate Neufassung des Erlasses im Sinne ei-

ner Erleichterung von Familien- und Freundschaftsbesuchen, wenn ja, in wel-

chem Zeitraum, wenn nein, warum nicht?  
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Nein. Es wird auf die Antwort zu den Fragen 2 und 2 a) verwiesen. 

 

 

3. Wie bewertet die Bundesregierung den Umstand, dass – wie es etwa aus dem sechs-

ten Bericht zur Lage der Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland hervorgeht 

– in der Praxis eine mangelnde Rückkehrbereitschaft im Regelfall bereits dann an-

genommen wird,  

 

a) wenn die Antragsteller/innen unverheiratet bzw. ohne minderjährige Kinder 

sind? 

 

b) wenn die Antragsteller/innen nur über ein geringes oder nicht regelmäßiges Ein-

kommen verfügen, und was wird hierbei als Maßstab genommen (Verdienst-

/Arbeitsmarktlage im Herkunftsland oder in Deutschland)?  

 

Antwort zu den Fragen 3a) und b): 

Das Vorliegen der Rückkehrabsicht eines Visumantragstellers als Einreisevoraus-

setzung wird durch die Auslandsvertretungen durch Würdigung sämtlicher Um-

stände eines jeden Einzelfalls beurteilt. Dabei ist üblicherweise auf die familiäre, 

soziale und wirtschaftliche Bindung des Antragstellers an seinen Heimatstaat abzu-

stellen. Entscheidend ist, dass der Antragsteller eine konkrete und glaubhafte Rück-

kehrperspektive im Heimatstaat angibt bzw. darlegen kann. Diese glaubhafte Rück-

kehrperspektive ist normalerweise aus den vorgenannten Kriterien abzuleiten, kann 

sich in besonderen Fällen aber auch aus anderen Umständen ergeben. Geringes oder 

nicht regelmäßiges Einkommen bedeutet daher nicht zwangsläufig, dass von einer 

fehlenden Rückkehrbereitschaft eines Antragstellers auszugehen ist. Nach dem 

Wortlaut in Kapitel V der unmittelbar geltenden GKI ist besondere Aufmerksam-

keit zu richten auf „Personenkreise mit erhöhtem Risikofaktor, Arbeitslose und Per-

sonen, die nicht über geregelte Einkünfte verfügen“. Maßgeblich ist stets die Be-

trachtung aller im Einzelfall ersichtlichen bzw. dargelegten Umstände unter Be-

rücksichtigung der spezifischen Gegebenheiten im betreffenden Herkunftsstaat. Der 

in Bezug genommene Bericht verweist ebenfalls auf die in der Visumpraxis vorge-

nommene Abwägung aller Umstände im Einzelfall.   
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c) Teilt die Bundesregierung die Ansicht, dass zu den bei der Visumsprüfung zu be-

achtenden Interessen der Bundesrepublik im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Auf-

enthG auch die Grundsätze der „Weltoffenheit“, der größtmöglichen Reisefrei-

heit und der „Gastfreundschaft“ gehören, und wenn ja, wie stellt sie sicher, dass 

diese in der Praxis auch tatsächlich berücksichtigt werden, wenn nein, warum 

nicht?  

 

Inhalt der Vorschriften des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Aufenthaltsgesetz bzw. des entspre-

chenden Art. 5 Abs. 1 Buchst. e Schengener Grenzkodex ist die Wahrung der Inte-

ressen der Bundesrepublik Deutschland bzw. der Schengen-Staaten im Rahmen der 

ausländerrechtlichen Gefahrenabwehr.  

 

d) Wird die Bundesregierung die deutschen Auslandsbotschaften anweisen, das Ur-

teil des Oberverwaltungsgerichts des Landes NRW vom 31. Mai 1995 in der Ent-

scheidungspraxis zu berücksichtigen, wonach nicht bereits (jedweder) Zweifel an 

der Rückkehrbereitschaft der Visumserteilung entgegensteht, sondern die „Zwei-

fel (…) ein solches Gewicht haben müssen, dass die Wahrscheinlichkeit eines 

beabsichtigten dauerhaften Verbleibs des Ausländers im Bundesgebiet wesentlich 

höher einzuschätzen ist als die Wahrscheinlichkeit seiner Rückkehr“ (zitiert 

nach dem Bericht des „Visa-Untersuchungsausschusses“, BT-Drs 15/5975, S. 56 

f), und wenn nein, warum nicht?  

 

Die geltende Erlasslage des Auswärtigen Amts berücksichtigt gemäß den europäi-

schen und deutschen Bestimmungen zur Visumvergabe, dass die Rückkehrabsicht 

eines Antragstellers eine der tatbestandlichen Voraussetzungen ist, die in jedem 

Einzelfall bei der Antragsprüfung festgestellt werden muss. Im übrigen bezieht sich 

die zitierte Gerichtsentscheidung auf das vor Inkrafttreten des Zuwanderungsgeset-

zes geltende Ausländerrecht. 

 

 

4. Wieso werden an den Nachweis einer „Rückkehrbereitschaft“ auch in den Fällen 

unvermindert hohe Anforderungen gestellt, in denen persönliche Einladungen und 

Verpflichtungserklärungen vorliegen, mit denen für sämtliche Kosten des Aufent-

halts und gegebenenfalls einer Abschiebung gebürgt wird?  
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Persönliche Einladungen zu Besuchszwecken in Deutschland dienen dem Nachweis 

des tatsächlichen Reisezwecks. Verpflichtungserklärungen von Einladenden oder 

sonstigen Personen dienen der Glaubhaftmachung ausreichender finanzieller Mittel für 

Reise- und Lebensunterhaltskosten während des beabsichtigten Aufenthalts. Derartige 

Nachweise haben bei Vorliegen der übrigen Visumvoraussetzungen insbesondere für 

solche Antragsteller eine Bedeutung, die nicht über ausreichende finanzielle Eigenmit-

tel verfügen. Auch soweit Verpflichtungserklärungen eines Dritten die etwaigen Aus-

reisekosten des Ausländers umfassen, bleibt die gemäß der GKI stets auf die persönli-

chen Verhältnisse des Antragstellers selbst abstellende Prüfung der Rückkehrabsicht 

hiervon unberührt und erforderlich.  

 

 

5. a) Berücksichtigt die Erlasslage des Auswärtigen Amtes nach Ansicht der Bundes-

regierung ausreichend, dass es in einigen Ländern kein oder ein erst seit wenigen 

Jahrzehnten funktionierendes Pass- und Meldewesen gibt (bitte begründen; wel-

che Länder sind dies)?   

 

Das geltende Aufenthaltsrecht verlangt ohne Rücksicht auf das Pass- und Meldewe-

sen im jeweiligen Herkunftsstaat von den Visumantragstellern den Nachweis und 

von den Auslandsvertretungen die Prüfung der Identität des Ausländers sowie des 

familienrechtlichen Status bei Aufenthalten aus familiären Gründen. Die Auslands-

vertretungen berücksichtigen bei der Visumbearbeitung etwaige Erschwernisse und 

Hindernisse bei der Beschaffung einschlägiger Nachweise im jeweiligen Herkunfts-

staat, sind dabei jedoch an die gesetzlichen Vorgaben gebunden.  

 

 b) Welche Möglichkeiten gibt es für Antragsteller/innen dieser Länder, ihre Identi-

tät, ihren Familienstand oder andere für die Visumserteilung erforderlichen An-

gaben (Geburtsort, -datum usw.) dennoch ohne überhöhte und unverhältnismä-

ßige Anforderungen glaubhaft zu machen? 

 

In Herkunftsstaaten, in welchen Visumantragstellern die Beschaffung von erforder-

lichen urkundlichen Nachweisen erschwert bzw. nicht möglich ist, können an deren 

Stelle nach Entscheidung der zuständigen Auslandsvertretung im Einzelfall andere 

geeignete Mittel zur Glaubhaftmachung der Einreisevoraussetzungen treten. Hierzu 

gehören eidesstattliche Versicherungen der Antragsteller wie auch im Auftrag und 
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mit Einverständnis der Antragsteller vorgenommene Nachforschungen bei Behör-

den oder an deren Wohnsitz mittels eines Vertrauensanwalts der Auslandsvertre-

tung. Diese Praxis entspricht dem Vorbehalt der Möglichkeit der Beibringung von 

Unterlagen im Visumverfahren nach § 82 Absatz 1 Satz 1 Aufenthaltsgesetz.  

  

 c) Beabsichtigt die Bundesregierung, am derzeit praktizierten, aber wegen seiner 

hohen Kosten, seiner Langwierigkeit und Unzuverlässigkeit kritisierten (vgl. BT-

Drs. 15/5826, S. 205 f) Verfahren festzuhalten, bei dem ein „Vertrauensanwalt“ 

der Botschaft Angaben vor allem durch mündliche Befragungen überprüft, und 

welche Alternativen gäbe es hierzu (bitte begründen)?  

 

Die Beauftragung von Vertrauensanwälten der Auslandsvertretungen zur Glaub-

haftmachung von Angaben und Nachweisen hat sich im Visumverfahren als zuver-

lässiges Hilfsmittel zur Entscheidungsfindung der Auslandsvertretungen bewährt. 

Die teilweise erhebliche Dauer und in einigen Fällen auch Ergebnislosigkeit derar-

tiger Überprüfungen sind fast immer auf schwierige tatsächliche Umstände im je-

weiligen Gastland zurückzuführen, welche eine Sachverhaltsaufklärung erheblich 

erschweren bzw. unmöglich machen können.  

 

 

6. Wie viele Fälle von Einreiseverweigerungen bzw. der Versagung von Visa sind der 

Bundesregierung seit Neufassung des § 5 Abs. 4 Satz 1 AufenthG i.V.m. § 54 Nr. 5 

oder 5a AufenthG bekannt, die mit Bezug auf diesen Tatbestand ausgesprochen 

wurden (bitte nach Jahren und Herkunftsländern auflisten)?  

 

Die Anzahl der Fälle mit Bezug auf den genannten Tatbestand wird statistisch nicht 

erfasst. 

 

 

7. Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Petitionen an den Deutschen Bundestag 

die Visumserteilungspraxis betreffen (bitte in absoluten Zahlen und relativem Anteil 

zur Gesamtzahl der Eingaben angeben, differenziert nach Jahren, seit 1996, und 

Ergebnis der Petitionen), und welche Schlüsse zieht sie daraus?  

 

Die Bundesregierung führt keine Statistik zu Petitionsanfragen. Die Bundesregierung 
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hat weder von allen beim Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags eingehenden 

Petitionen Kenntnis, noch findet zwischen den Ressorts ein Informationsaustausch ü-

ber eingehende Petitionen statt. Eine umfassende Angabe der Bundesregierung zu Pe-

titionen, welche die Visumerteilungspraxis betreffen, ist daher nicht möglich. Die Be-

handlung von Petitionen, einschließlich deren thematische und statistische Erfassung, 

liegt in der Zuständigkeit des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages. Auf 

die dort verfügbaren Angaben wird verwiesen. 

 

 

8. a) In wie vielen Fällen reisten Personen, die mit einem Besuchs- oder Touristenvi-

sum nach Deutschland einreisten, nicht innerhalb der Gültigkeit des Visums bzw. 

überhaupt nicht freiwillig wieder aus? 

 

b) Wie viele von ihnen wurden abgeschoben und wie war in diesen Fällen die 

durchschnittliche Gesamtaufenthaltsdauer?  

 

Antwort zu den Fragen 8 a) und b): 

Eine Aussage darüber, in wie vielen Fällen der illegale Aufenthalt eines Ausländers 

auf den Missbrauch eines erteilten Visums zurückzuführen ist, ist nicht möglich. 

Eine entsprechende statistische Erfassung findet nicht statt.  

 

c) In wie vielen Fällen lag eine Verpflichtungserklärung vor und welche Geldsum-

men mussten die einladenden Personen an öffentliche Sozialleistungsträger bzw. 

zur Begleichung von Abschiebehaft- und Abschiebungskosten bezahlen (Anga-

ben bitte nach Herkunftsländern, Jahren, seit 1996, und nach Visumsart diffe-

renzieren)?  

 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, in wie vielen Fällen im Falle des illegalen 

Aufenthaltes von Ausländern eine Verpflichtungserklärung vorliegt. Statistische 

Angaben zur Inanspruchnahme von einladenden Personen aufgrund einer Ver-

pflichtungserklärung liegen der Bundesregierung nicht vor.  

 

 

9. a) Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, dass bei Familienbesuchen ver-

mehrt längerfristige Visa nach § 6 Abs. 2 AufenthG erteilt werden, wenn ja, wie, 
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wenn nein, warum nicht?  

 

Über die Zulässigkeit und die Zweckmäßigkeit der Erteilung von so genannten un-

echten Jahres- bzw. Mehrjahresvisa entscheiden die zuständigen Auslandsvertre-

tungen vor Ort im Rahmen der gebotenen Einzelfallprüfung. Diese Entscheidung 

richtet sich nach den europarechtlichen Vorgaben in Kapitel V Ziffer 2.1 GKI. Da-

nach ist die Ausstellung der vorgenannten Arten von Visa nur an Personen zulässig, 

die die erforderlichen Garantien bieten und für eine Vertragspartei, die den Schen-

gen-Besitzstand vollständig anwendet, von besonderem Interesse sind.  

 

b) Hält die Bundesregierung es in der Sache für gerechtfertigt, auch bei Visums-

Antragsteller/innen, die regelmäßig zu Familienbesuchen in die Bundesrepublik 

ein- und wieder ausgereist sind, intensive Prüfungen der Identität, Rückkehrbe-

reitschaft etc. jedes Mal im gleichen Umfang erneut vorzunehmen, und wie be-

gründet sie ihre Ansicht?   

 

Bei der Prüfung der Erteilungsvoraussetzungen werden ordnungsgemäße Vorauf-

enthalte des Antragsstellers in Deutschland bzw. in den Schengen-Staaten als ent-

scheidungserhebliche Gesichtspunkte, insbesondere hinsichtlich der fortbestehen-

den Rückkehrabsicht, besonders berücksichtigt und können zu Nachweis- und Ver-

fahrenserleichterungen im Visumverfahren führen.  

 

c) Wird sich die Bundesregierung angesichts des Umstandes, dass gerade bei Fami-

lienbesuchen die Rückkehrbereitschaft extrem hoch ist, um künftige Besuche 

nicht zu gefährden, für Erleichterungen der Visumserteilung bei Familienbesu-

chen einsetzen, wenn ja, durch welche Maßnahmen, wenn nein, warum nicht? 

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 9 b) verwiesen.  

 

d) Wird die Bundesregierung Maßnahmen ergreifen, um die Visumserteilung in 

Fällen, in denen Einladung und Verpflichtungserklärung vorliegen, zu erleich-

tern, auch wenn die Betroffenen aus einer sozial schwachen Schicht oder einem 

armen Land kommen, wenn ja, welche, wenn nein, warum nicht?  

 

Weder die soziale Stellung noch der Herkunftsstaat eines Antragstellers sind als 
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solche rechtlicher Maßstab für die Entscheidung über die Visumerteilung. Es wird 

im übrigen auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen.  

 

e) Wird die Bundesregierung eine gesetzliche Regelung oder andere Maßnahmen 

zur Einreise- und Aufenthaltsgewährung bei bevorstehenden Eheschließungen 

oder Lebenspartnerschaften, die ein Aufenthaltsrecht vermitteln könnten, initiie-

ren, um den Betroffenen angesichts der oft hohen bürokratischen Anforderun-

gen (Dokumentenbeschaffung) ihr Recht auf Zusammenleben zu sichern, wenn 

nein, warum nicht und wie vereinbart sie ihre Haltung mit dem hohen Verfas-

sungsrang der Ehe im Grundgesetz ?  

 

Eine entsprechende Gesetzesinitiative ist nicht geplant. Bereits nach geltender 

Rechtslage ist es möglich, ein nationales Visum zur Eheschließung und anschlie-

ßendem dauerhaften Aufenthalt zu erteilen. 

 

 

10.  a) Welche Kosten sind mit dem Visa-Informationssystem (VIS) verbunden (EU-weit 

bzw. für Deutschland)?  

 

Die Frage der Kosten für die Einrichtung des zentralen Teils des Visuminformati-

onssystems (VIS) kann verlässlich nur von der Europäischen Kommission als 

Betreiberin des technischen Systems beantwortet werden. Verlässliche Angaben 

über die Kosten, die für Deutschland mit der Einführung des nationalen Teils des 

VIS verbunden sind, sind im derzeitigen Planungsstadium noch nicht möglich.  

 

b) Wie ist der Stand der Bemühungen Deutschlands, die VIS-Verordnung dahinge-

hend zu ändern, dass „Einlader“ genauer identifiziert werden sollen und dass die 

Speicherdauer von fünf auf zehn Jahre verdoppelt werden soll (vgl. ADrs 

16(4)48)?   

 

Die Bundesregierung verfolgt die geschilderten Anliegen bei den Verhandlungen 

über die VIS-Verordnung nicht mehr, da sich gezeigt hat, dass hierzu keine Mehr-

heiten erzielt werden können.  
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c) Wie begründet die Bundesregierung ihre Bemühungen, dass ein im VIS zu spei-

chernder „Missbrauch eines Visums“ bereits dann vorliegen soll, wenn ein Asyl-

antrag unanfechtbar abgelehnt wurde, und ist eine Ablehnung im Asylverfahren 

(aus welchem Grund auch immer) für die Bundesregierung gleichbedeutend mit 

einem „Missbrauch“?  

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 10 b) verwiesen.  

 

d) Wie will die Bundesregierung bei den geplanten VIS-Verordnungsänderungen 

sicherstellen, dass Einlader/innen nicht für den vereinzelten „Missbrauch eines 

Visums“ durch Eingeladene verantwortlich gemacht werden und trotz einer Ein-

tragung in VIS auch weiterhin Besucher/innen einladen und empfangen kön-

nen?  

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 10 b) verwiesen.  

 

e) Wie sind die in Frage 10. b) benannten Bemühungen Deutschlands zu vereinba-

ren mit der Stellungnahme der Artikel-29-Datenschutzgruppe vom 23.6.2005 zum 

VIS und der entsprechenden Kritik des EU-Datenschutzbeauftragten Hustinx 

(http://www.datenschutz.de/news/alle/detail/?nid=1749)? 

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 10 b) verwiesen. 

 

 

11. a) Welche Möglichkeiten einer Kostenerleichterung bzw. -reduzierung sieht die 

Bundesregierung angesichts der mitunter sehr hohen Kosten einer Visumsableh-

nung (Gebühren, Porto, Zertifizierungen)?  

 

Die Gebühren werden für die Visumbearbeitung erhoben und sind auch im Fall ei-

ner Visumablehnung zu entrichten. Möglichkeiten für Befreiungen und Ermäßi-

gungen von Visumgebühren sind in den gebührenrechtlichen Vorschriften der §§ 

46 bis 54 Aufenthaltsverordnung vorgesehen.   

Nach § 82 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz obliegt es im übrigen dem Visumantragsteller, 

seine Belange und für ihn günstigen Umstände, soweit sie nicht offenkundig oder 

bekannt sind, unter Angabe nachprüfbarer Umstände unverzüglich geltend zu ma-
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chen und die erforderlichen Nachweise über seine persönlichen Verhältnisse, sons-

tige erforderliche Bescheinigungen und Erlaubnisse sowie sonstige erforderliche 

Nachweise, die er beibringen kann, unverzüglich beizubringen. Hierfür entstehende 

Kosten hat er entsprechend dieser gesetzlichen Vorgabe zu tragen.  

 

b) Wie verträgt sich die EU-weit geplante Erhöhung der Visagebühren auf 60 Euro 

mit dem Grundsatz der Reisefreiheit, und welche Ausnahmeregelungen sind vor-

gesehen (Länder-, Personengruppen)?  

 

Die Erhöhung der Visumgebühren von 35 Euro auf 60 Euro wurde vom Rat mit 

Entscheidung vom 1. Juni 2006 beschlossen (Amtsblatt Nr. L 175/77 vom 

29.06.2006). Ausgenommen von der Gebührenerhöhung sind u. a. Angehörige sol-

cher Länder, mit denen die Europäische Gemeinschaft Abkommen über Visumer-

leichterungen abgeschlossen hat, sowie für eine Übergangszeit bis zum 1. Januar 

2008 Angehörige solcher Länder, für die der Europäischen Kommission bis zum 1. 

Januar 2007 ein Mandat für die Aushandlung eines Visumerleichterungsabkom-

mens erteilt worden ist. Weitere Ausnahmen von der Gebührenpflicht für bestimm-

te Personengruppen werden in Art. 2 der angegebenen Ratsentscheidung genannt. 

 

c) Welchen Anteil hat die geplante Aufnahme biometrischer Daten in Visa an der 

Kostensteigerung?  

 

Anlass für die am 1. Januar 2007 in Kraft getretene Visumgebührenerhöhung von 

35 Euro auf 60 Euro sind zwei Faktoren: Zum einen konnten die vor dem 1. Januar 

2007 veranschlagten Gebühren in Höhe von 35 Euro die tatsächlich anfallenden 

Bearbeitungskosten bei Weitem nicht mehr abdecken. Hinzu kommen die höheren 

Kosten, die den Mitgliedstaaten mit der Einführung der Biometrie durch das VIS 

entstehen. Verlässliche Angaben darüber, welchen Anteil die geplante Einführung 

der Biometrie durch das VIS an der Kostensteigerung hat, sind im derzeitigen Pla-

nungsstadium noch nicht möglich. 

 

 

12. Plant die Bundesregierung eine bundeseinheitliche Regelung zur Bonitätsprüfung 

bei einladenden Personen, die die zuständigen Behörden zu einer verhältnismäßigen 

Praxis verpflichtet, d.h. die insbesondere dem Zweck der jeweiligen Reise Rechnung 
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trägt (wichtige familiäre Belange usw.) und die es ermöglicht, dass auch Kinder-

geldzahlungen, finanzielle Rücklagen der Familien und gegebenenfalls auch Zusa-

gen weiterer Personen berücksichtigt werden, und wenn nein, warum nicht?  

 

Im Rahmen der Erarbeitung der Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz und 

zum Freizügigkeitsgesetz/EU wird die Bundesregierung prüfen, ob eine 

bundeseinheitliche Regelung zur Bonitätsprüfung erforderlich ist. 

 

 

13. Unternimmt oder plant die Bundesregierung Maßnahmen für ein transparenteres, 

berechenbares Visumverfahren, wie von der vormaligen Bundesmigrations-

beauftragten gefordert (vgl. Bundestagsdrucksache 15/5826, 202 ff),  

 

Das Auswärtige Amt sowie die jeweiligen Auslandsvertretungen informieren im In-

ternet, in Form von Merkblättern zu einzelnen Aufenthaltszwecken sowie mittels per-

sönliche Beratung durch die Mitarbeiter der Visastellen bzw. des Bürgerservice des 

Auswärtigen Amts nach geltender Gesetzes- und Erlasslage über Voraussetzungen, 

Nachweisanforderungen, Zuständigkeiten und Ablauf sowie die Kosten im Visumver-

fahren.   

  

insbesondere durch 

 

a) Offenlegung der verwaltungsinternen Entscheidungs- und Zustimmungsabläufe 

(welche beteiligte Behörde lehnt aus welchem Grund ab?),  

 

Nach geltendem Aufenthaltsrecht und entsprechend internationaler Übung unter-

bleibt vor allem bei Anträgen auf Visa zu kurzfristigen Aufenthalten eine Mittei-

lung der Versagungsgründe im Ablehnungsbescheid. Die Versagung eines Visums 

zum Familiennachzug erfolgt jedoch unter Angabe der tragenden Ablehnungs-

gründe. Sofern die Antragsteller einer Visumablehnung schriftlich widersprechen, 

wird die Entscheidung erneut geprüft. Wenn an der Ablehnung festgehalten wer-

den muss, ergeht ein umfassend begründeter und mit einer Rechtsmittelbelehrung 

versehener Bescheid.  

Soweit bei der Visumversagung die Gründe anzugeben sind, geschieht dies nach 

geltendem Ausländerrecht auch im Fall vorheriger Beteiligungen der Ausländer- 
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und sonstiger Innenbehörden ausschließlich im Namen der für die Visumentschei-

dung allein zuständigen Auslandsvertretung.  

 

b) die Verankerung eines Beschleunigungsgebotes, so dass insbesondere im Ehe-

gatten- und Familienzusammenführungsverfahren eine Entscheidung im Regel-

fall z.B. innerhalb von längstens drei Monaten vorliegen muss,  

 

Die Verbesserung des Visumverfahrens ist ein stetiges Anliegen der Bundesregie-

rung. Dies schließt geeignete Maßnahmen zur weiteren Verringerung der Dauer 

des Visumverfahrens ein. Ein gesetzliches Beschleunigungsgebot wäre nach An-

sicht der Bundesregierung kein geeignetes Mittel, das Verfahren im Interesse der 

Antragsteller zu beschleunigen. Die Dauer des einzelnen Visumverfahrens ist ins-

besondere in Fällen der Familienzusammenführung wesentlich abhängig von der 

Mitwirkung bzw. Nachweiserbringung des Antragstellers, den allgemeinen Um-

ständen im jeweiligen Herkunftsland sowie der gegebenenfalls notwendigen Betei-

ligung der zuständigen Ausländerbehörde in Deutschland.  

 

c) ein Einsichtsrecht von Betroffenen und Anwälten/innen in die so genannte 

„Kölner Liste“ (Auflistung notwendiger Dokumente zur Eheschließung durch 

das Kölner Oberlandesgericht; vgl. Bundestagsdrucksache 15/5825, S. 205), und 

wenn nein, warum nicht?  

 

Die so genannte „Kölner Liste“ steht im Internet auf der Seite www.olg-

koeln.nrw.de derzeit unter der Rubrik „Service/aktuell“ als „Kölner Liste Online“ 

öffentlich zur Verfügung. 

 

 

14. a) In wie vielen Fällen kommt es trotz eines erteilten Visums bei der Einreise nach 

Deutschland auf welcher Rechtsgrundlage und mit welchen Begründungen zur 

Einreiseverweigerung bzw. Zurückschiebung (bitte in absoluten und relativen 

Zahlen, nach Herkunftsland und nach Visumsart und Einreiseverweigerungs- 

bzw. Zurückweisungsgrund differenzieren, seit 1990)?  

 

Die Rechtsgrundlage für die Zurückweisung ist § 15 und für die Zurückschiebung  

§ 57 Aufenthaltsgesetz. Das Aufenthaltsgesetz ist seit dem 1. Januar 2005 in Kraft. 
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Vor diesem Zeitpunkt bildeten für Zurückweisungen § 60 und für Zurückschiebun-

gen § 61 des Ausländergesetzes vom 9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354) die Rechts-

grundlagen.  

Nähere Angaben und Daten zu Zurückweisungen und Zurückschiebungen können 

den anliegenden Übersichten entnommen werden (Anlagen 1 und 2). In der polizei-

lichen Statistik der Bundespolizei sind Zurückweisungen und Zurückschiebungen, 

bezogen auf die Staatsangehörigkeit der Personen und die Zurückweisungsgründe 

ab dem Jahr 2000 erfasst. Eine Unterscheidung nach Visumart erfolgt dabei nicht. 

Im Jahr 2003 wurden die statistischen Erhebungen zu den Zurückweisungsgründen 

erheblich erweitert.  

 

b) Welche Prüfungen werden nach welchen Kriterien und auf welcher Rechts-

grundlage bei einer Einreise nach Deutschland bei Personen, die im Besitz eines 

gültigen Visums sind, vorgenommen?  

 

Der Prüfungsumfang ergibt sich aus Art. 5 und Art. 7 der Verordnung (EG) Nr. 

562/2006 (Schengener Grenzkodex).  

 

c) Welche Beschwerde-, Widerspruchs- und Rechtschutzmöglichkeiten stehen den 

Betroffenen in solchen Fällen einer Einreiseverweigerung trotz Visums zur Ver-

fügung?   

 

In den Fällen einer Einreiseverweigerung trotz Vorlage eines Visums sowie in den 

Fällen der Einreiseverweigerung trotz Visumfreiheit stehen dem Betroffenen die 

allgemeinen verwaltungsrechtlichen Beschwerde-, Widerspruchs- und Recht-

schutzmöglichkeiten zu.   

 

d) Wie fallen die Antworten zu Frage 14 a) bis c) bezogen auf die Europäische Uni-

on aus?   

 

Zu Frage a: Statistische Daten zu Zurückweisungen anderer EU-Mitgliedstaaten 

(Zeitraum 2001 bis Juni 2006) sind der anliegenden Übersicht zu entnehmen (An-

lage 3). Die Abweichung dieser Daten von den Daten über Zurückweisungen in 

Deutschland ist dadurch bedingt, dass auf europäischer Ebene nur die Zurückwei-

sungen von Drittstaatsangehörigen erfasst werden.  
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Zu Frage b: Der Prüfungsumfang ergibt sich aus Art. 7 Abs. 1 bis 3 Schengener 

Grenzkodex, soweit der betreffende EU-Mitgliedstaat den Schengener Grenzkodex 

anwendet. Dies trifft auf alle EU-Mitgliedstaaten außer Großbritannien und Irland 

zu.   

Zu Frage c: Gemäß Art. 13 Abs. 3 Satz 2 Schengener Grenzkodex richten sich die 

Verfahren für die Einlegung des Rechtsbehelfs nach dem jeweiligen nationalen 

Recht. 

 

 

15. a) In wie vielen Fällen kommt es bei Einreisen von Staatsangehörigen aus so ge-

nannten „visumsfreien“ Ländern nach Deutschland auf welcher Rechtsgrundla-

ge und mit welchen Begründungen zur Einreiseverweigerung bzw. Zurückschie-

bung (bitte in absoluten und relativen Zahlen, nach Herkunftsland und nach Vi-

sumsart und Einreiseverweigerungs- bzw. Zurückweisungsgrund differenzieren, 

seit 1990)?  

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 14 a) verwiesen.  

Nähere Angaben und Daten zu Zurückweisungen und Zurückschiebungen können 

den anliegenden Übersichten entnommen werden (Anlagen 4 und 5). Im Zusam-

menhang mit der Arbeitsaufnahme oder längerfristigen Aufenthalten kommt es zu 

illegalen Aufenthalten auch von Staatsangehörigen derjenigen Staaten, die für tou-

ristische Aufenthalte kein Visum benötigen.  

 

b) Welche Prüfungen werden nach welchen Kriterien und auf welcher 

Rechtsgrundlage bei einer Einreise nach Deutschland vorgenommen bei 

Personen, die kein Visum benötigen, und wird die „Rückkehrbereitschaft“ der 

Betroffenen nach vergleichbaren Kriterien wie im Visumsverfahren generell bzw. 

in Einzelfällen an der Grenze überprüft?  

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 14 b) verwiesen.  

 

c) Welche Beschwerde-, Widerspruchs- bzw. Rechtschutzmöglichkeiten stehen den 

Betroffenen in solchen Fällen einer Einreiseverweigerung trotz „Visumsfreiheit“ 

zur Verfügung?  
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Es wird auf die Antwort zu Frage 14 c) verwiesen.  

 

d) Wie fallen die Antworten zu Frage 15 a) bis c) bezogen auf die Europäische Uni-

on aus ? 

 

 Es wird auf die Antwort zu Frage 14 d) verwiesen.  

 

 

16. a) Wie steht die Bundesregierung zum Vorschlag der Europäischen Kommission 

(KOM(2006) 84 endg.), Bolivien neu auf die Liste der visumspflichtigen Länder 

zu setzen?  

 

Die Einführung der Visumpflicht für bolivianische Staatsangehörige zum 1. April 

2007 wurde mit Verordnung (EG) Nr. 1932/2006 des Rates vom 21. Dezember 

2006 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 zur Aufstellung der Liste 

der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im 

Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsan-

gehörige von dieser Visumpflicht befreit sind, beschlossen (Amtsblatt Nr. L 405/23 

vom 30.12.2006).  

 

b) Aus welchen Gründen kommt es zu den von der Kommission zur Begründung 

genannten verstärkten Zurückweisungen bolivianischer Staatsangehöriger an 

den Außengrenzen der EU bzw. zu zunehmenden Ausweisungen? Wie ist die zah-

lenmäßige Entwicklung genau (Zahl der Einreisen / Zurückweisungen / Auswei-

sungen in den letzten 10 Jahren)?  

 

Grund für die Einführung der Visumpflicht für Bolivien ist der Anstieg 

missbräuchlicher Zuwanderung von bolivianischen Staatsangehörigen insbesondere 

nach Spanien. Nach Angaben der spanischen Behörden hat die Zahl der Zurück-

weisungen bolivianischer Staatsangehöriger seit 2003 jährlich stetig zugenommen 

und sich seitdem etwa vervierfacht (2003: 871, 2004: 1.525, 2005: 3.338, bis Sep-

tember 2006: 3.354). Ein Zuwachs ist auch bei der Anzahl der Abschiebungen von 

bolivianischen Staatsangehörigen durch die spanischen Behörden zu verzeichnen, 

hier hat sich die Anzahl etwa verdoppelt (2003: 96, 2004: 210, 2005: 183).  
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c) Wie sind die genauen Zahlen zu den von der Kommission zur Begründung be-

nannten „Kriminalitätsdelikten und Straftaten im Zusammenhang mit der illega-

len Einwanderung“ von Bolivianern/innen, und was wird den Betroffenen 

schwerpunktmäßig vorgeworfen?   

 

Der Bundesregierung liegt hierzu kein konkretes Zahlenmaterial vor.  

 

d) Wieso sollen alle Bolivianer/innen der Visumspflicht unterfallen, weil andere la-

teinamerikanische Staatsangehörige sich im Einzelfall falscher bolivianischer 

Pässe bedienen, um die Visumspflicht zu umgehen? Welche konkreten Zahlen 

liegen hierzu vor? Welche Pässe anderer visumsfreier Länder werden gefälscht, 

und müssen deren Staatsangehörige ebenfalls mit der Einführung einer allge-

meinen Visumspflicht rechnen?  

 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Eine erneute Änderung 

der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 ist derzeit nicht vorgesehen. 

 

 

17. a) Wie steht die Bundesregierung zum Entwurf eines Vorschlags der Kommission 

für eine Verordnung über einen Visakodex der Gemeinschaft (KOM(2006) 403 

endg./2) und konkret zu den dort enthaltenen Vorschlägen kürzerer und verbind-

licher Bearbeitungsfristen, einer Begründungspflicht bei Ablehnungen und Aus-

nahmen von der Verpflichtung einer persönlichen Vorsprache?  

 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich den Verordnungsvorschlag der Europä-

ischen Kommission für einen „Visakodex“ der Gemeinschaft. Das damit verfolgte 

Reformvorhaben wird als erforderlich betrachtet, da aufgrund der dynamischen 

Entwicklung des gemeinschaftlichen Visumrechts seit Übernahme des Schengen-

Besitzstandes in die Europäische Union eine erhebliche Unübersichtlichkeit ent-

standen ist; dem Visakodex kommt hier eine wichtige Konsolidierungsfunktion zu. 

Der Verordnungsentwurf wird derzeit im Detail in den Ratsgremien beraten. Hier-

bei werden seitens der Bundesregierung – auch bezüglich der in der Frage ange-

sprochenen Themen – die Erkenntnisse des 2. Untersuchungsausschusses der 15. 

Wahlperiode berücksichtigt.  
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b) Wird sich die Bundesregierung – auch im Rahmen ihrer EU-Ratspräsidentschaft 

– bei der Entwicklung eines gemeinsamen Visakodex für eine Lockerung der Vi-

sabestimmungen einsetzen, insbesondere in Hinblick auf die in der Praxis oft als 

willkürlich und restriktiv erlebte Prüfung der „Rückkehrbereitschaft“, des 

„Migrationsrisikos“ usw.? Wenn nein, warum nicht?  

 

Hinsichtlich der materiellen Visumerteilungsvoraussetzungen und der anzuwen-

denden Prüfkriterien bleibt der Verordnungsentwurf weitgehend in der Kontinuität 

der GKI. Ein grundlegender inhaltlicher Reformbedarf wird insoweit nicht gesehen.

  

c) Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, dass die Prüfung der „Rück-

kehrbereitschaft“ entfällt, wenn eine Verpflichtungserklärung und Kostenüber-

nahme einer einladenden Person bzw. von Verwandten vorliegt? Wenn nein, wa-

rum nicht?   

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen.   

 

d) Hält die Bundesregierung das von der Kommission vorgeschlagene Formblatt 

(a.a.O., S. 96 f) und die dort vorgesehene Möglichkeit des Ankreuzens vorgege-

bener allgemeiner Begründungen für geeignet, um dem Erfordernis einer einzel-

fallbezogenen und nachvollziehbaren Begründung der Visumsablehnung zu ent-

sprechen (bitte begründen)?   

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 13 a) verwiesen. Die einzelnen Elemente des 

Kommissionsvorschlags bedürfen dessen ungeachtet noch einer weiteren Prüfung. 

  

e) Wie wird etwa anhand des im Formblatt verwandten Satzes „Ihre Absicht, in Ihr 

Herkunftsland zurückzukehren, konnte nicht festgestellt werden“ für die Betrof-

fenen ersichtlich, aus welchen Gründen im Einzelfall eine fehlende Rückkehrbe-

reitschaft unterstellt wird?   

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 17 d) verwiesen.  

 

f) Hält die Bundesregierung die im Formblatt vorgegebene Begründung, „ein oder 

mehrere Mitgliedstaaten sind der Auffassung, dass Sie eine Gefahr für die öf-
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fentliche Ordnung und die öffentliche Sicherheit, die innere Sicherheit oder die 

internationalen Beziehungen … darstellen“, für ausreichend, um eine Ableh-

nung für die Betroffenen nachvollziehbar zu machen, und welche Kriterien sol-

len bei der Konkretisierung und Anwendung der zahlreichen unbestimmten Beg-

riffe in diesem Zusammenhang zur Anwendung kommen?  

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 17 d) verwiesen. 

 


